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10 AZR 64/92 
10 Sa 406/91 Köln
Verkündet am 3. März 1993
Range-Streck,
Reg.-Hauptsekretärin als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 3. März 1993 durch den Vorsitzenden Rich­
ter Matthes, die Richter Dr. Freitag und Hauck sowie die ehren­
amtlichen Richter Dr. Meyer und Großmann für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom
19. September 1991 - 10 Sa 406/91 - wird mit 
der Maßgabe zurückgewiesen, daß Zinsen nur auf 
den Nettobetrag zu zahlen sind.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über eine einmalige betriebliche Lei­
stung für das Jahr 1990.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien findet der Einheitli­
che Manteltarifvertrag für die Brauereien im Lande Nordrhein- 
Westfalen (EMTV) vom 8. Oktober 1990 aufgrund beiderseitiger Ta­
rifgebundenheit Anwendung. § 16 EMTV enthält folgende Regelung:

"§ 16 Einmalige betriebliche Leistungen
1. Jeder Arbeitnehmer, der am 01.12. des jeweili­

gen Kalenderjahres in einem Arbeitsverhältnis 
steht und zu diesem Zeitpunkt dem Betrieb 11 
Monate angehört, hat Anspruch auf eine jährli­
che Sonderzahlung in Höhe eines Monatsent­
gelts .

4. Keinen Anspruch haben Arbeitnehmer, die am
01.12. ausgeschieden sind oder zu diesem Zeit­
punkt in einem gekündigten Arbeitsverhältnis 
stehen. Für die Frage, inwieweit von dem Ar­
beitnehmer zu vertretende Fehlzeiten zu be­
rücksichtigen sind, ferner für Rückzahlungs­
vorbehalte gelten die vom Bundesarbeitsgericht 
zur Weihnachtsgratifikation entwickelten 
Grundsätze.
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Im Eintrittsjahr hat der Arbeitnehmer, der am 
Auszahlungstag 6 Monate in einem Arbeitsver­
hältnis steht, für jeden Kalendermonat, in dem er dem Betrieb angehört hat, Anspruch auf ein 
Zwölftel der jährlichen SonderZahlung.
Im übrigen gilt Ziff. 4 entsprechend.

6 1 ...
7. Teilzeitbeschäftigte haben Anspruch auf eine anteilige Sonderzahlung, die sich nach dem 

Verhältnis ihrer normalen vertraglichen Ar­
beitszeit zur regelmäßigen tariflichen Ar­
beitszeit bemißt.

8. Anspruchsberechtigte, deren Arbeitsverhältnis 
bzw. Ausbildungsverhältnis im Kalenderjahr 
ruht, erhalten keine Leistungen. Ruht das Ar­
beitsverhältnis im Kalenderjahr teilweise, so 
erhalten sie eine anteilige Leistung."

r
Der Kläger war seit dem 24. September 1989 und während des 

ganzen Jahres 1990 arbeitsunfähig krank. Die Beklagte lehnte des­
halb die Zahlung der betrieblichen Leistung für das Jahr 1990 ab.

Der Kläger vertritt die Auffassung, ihm stehe die betriebli­
che Leistung für das Jahr 1990 zu, da er die tariflichen Voraus­
setzungen erfüllt habe. Maßgebend sei allein die mehr als 11-mo- 
natige Betriebszugehörigkeit am 1. Dezember 1990. Auf eine tat­
sächliche Arbeitsleistung komme es nicht an.

Der Kläger hat beantragt.

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 3.383,—  DM 
brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 17. Januar 1991 
zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ver­
tritt die Auffassung, mit der tariflichen Leistung solle auch die
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im BezugsZeitraum geleistete Arbeit abgegolten werden. Deshalb 
stehe dem Kläger ein Anspruch für das Jahr 1990 nicht zu, da er 
während des gesamten BezugsZeitraums arbeitsunfähig krank gewesen 
sei.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit 
der Revision begehrt die Beklagte weiterhin die Abweisung der 
Klage. Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s g r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Dem Kläger steht ein Anspruch 
auf die einmalige betriebliche Leistung nach § 16 EMTV für das 
Jahr 1990 zu.

I. Zutreffend nimmt das Landesarbeitsgericht an, der Kläger er­
fülle die tariflichen Voraussetzungen für den Anspruch auf die 
einmalige betriebliche Leistung nach § 16 EMTV. Aus den tarifli­
chen Bestimmungen ergebe sich nicht, daß eine tatsächliche Ar­
beitsleistung im Bezugszeitraum erforderlich sei. Dem ist zuzu­
stimmen.

1. Der Kläger erfüllt die tariflichen Voraussetzungen für den 
Anspruch auf die einmalige betriebliche Leistung, da er am 
1. Dezember 1990 dem Betrieb länger als 11 Monate angehörte (§ 16 
Ziffer 1 EMTV) und das Arbeitsverhältnis zu diesem Zeitpunkt 
nicht gekündigt war (§ 16 Ziffer 4 EMTV).
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2. Das Arbeitsverhältnis hat im Jahre 1990 auch nicht geruht 
(§ 16 Ziffer 8 EMTV). Das Arbeitsverhältnis eines Arbeitnehmers, 
der krankheitsbedingt arbeitsunfähig ist und seine arbeitsver­
traglichen Pflichten während eines längeren Zeitraums nicht er­
füllen kann, ruht nicht. Von einem ruhenden Arbeitsverhältnis 
kann zwar bereits dann gesprochen werden, wenn nur die wechsel­
seitigen Hauptpflichten (Arbeitsleistung und Vergütung) sus­
pendiert sind und somit der jeweilige Gläubiger von seinem 
Schuldner die Erbringung der Leistungen nicht verlangen und 
durchsetzen kann, während die Nebenpflichten weiterbestehen. Bei 
der durch Krankheit bedingten Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitneh­
mers liegt jedoch keine durchgehende wechselseitige Suspendierung 
der Hauptpflichten eines Arbeitsverhältnisses vor. Vielmehr han­
delt es sich um eine Leistungsstörung, die zugunsten des arbeits­
unfähigen Arbeitnehmers gesetzlich gelöst worden ist (vgl. Urteil 
vom 7. September 1989 - 6 AZR 637/88 - AP Nr. 129 zu § 611 BGB 
Gratifikation).

3. Weder aus dem Tarifwortlaut noch aus dem tariflichen Gesamt­
zusammenhang, die bei der Tarifauslegung maßgebend zu berücksich­
tigen sind (vgl. BAGE 46, 308, 313 = AP Nr. 135 zu § 1 TVG Ausle­
gung) , läßt sich entnehmen, daß über die tariflichen Anspruchs­
voraussetzungen hinaus ein Mindestmaß an tatsächlicher Arbeits­
leistung im Bezugszeitraum tariflich gefordert wird.

a) Zwar hat die betriebliche Leistung nach § 16 EMTV sog. 
Mischcharakter, da einerseits mit dem Erfordernis des Bestehens
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des Arbeitsverhältnisses am 1. Dezember eines Jahres eine Be­
triebstreue im Bezugszeitraum bis zu diesem Zeitpunkt gefordert 
wird und andererseits mit dem Erfordernis einer mindestens 11-mo- 
natigen ununterbrochenen BetriebsZugehörigkeit die während dieses 
Zeitraums im Regelfall erbrachte Arbeitsleistung honoriert werden 
soll. Jedoch haben die Tarifvertragsparteien nicht bestimmt, daß 
ein Mindestmaß an tatsächlicher Arbeitsleistung in jedem Falle 
Voraussetzung für den Anspruch auf die betriebliche Leistung ist.

b) Die Rechtsprechung des Fünften und Sechsten Senats des Bun­
desarbeitsgerichts (vgl. BAG Urteile vom 29. August 1979 - 5 AZR 
763/78 - AP Nr. 102 zu § 611 BGB Gratifikation und - 5 AZR
511/79 - AP Nr. 104 zu § 611 BGB Gratifikation; Urteil vom
7. September 1989 - 6 AZR 637/88 - AP Nr. 129 zu § 611 BGB Grati­
fikation) - von der auch das Landesarbeitsgericht ausgeht -, wo­
nach im Zweifel bei einer SonderZahlung mit Mischcharakter im Be­
zugszeitraum eine nicht unerhebliche tatsächliche Arbeitsleistung 
als ungeschriebene AnspruchsvorausSetzung zu fordern sei, hat der 
Senat mit Urteil vom 5. August 1992 (- 10 AZR 88/90 - DB 1992, 
2348 = BB 1992, 2218, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts vorgesehen) aufgegeben. Dies beruht darauf, 
daß zwar mit einer Sonderzahlung mit Mischcharakter die für den 
Betrieb erbrachte Arbeitsleistung zusätzlich vergütet werden 
soll, diese Arbeitsleistung aber in der Regel nur abstrakt nach 
der Dauer des Bestandes des Arbeitsverhältnisses im Bezugszeit­
raum bestimmt wird. Die Dauer des rechtlichen Bestandes des Ar­
beitsverhältnisses im Bezugszeitraum entspricht aber regelmäßig
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nicht den Umfang der während dieser Zeit für den Betrieb tat­
sächlich erbrachten Arbeitsleistung. Diese kann wegen einer Viel­
zahl von Umständen, wie z.B. in Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, 
des Urlaubs, der persönlichen Arbeitsverhinderung aus sonstigen 
Gründen, einer vereinbarten Freistellung von der Arbeit, während 
der Mutterschutzfristen, während des Erziehungsurlaubs, während 
der Einberufung zum Wehrdienst, durch ehrenamtliche Tätigkeiten 
o.ä. erheblich gemindert sein. Dies ist den Tarifvertragsparteien 
bekannt. Es bleibt ihnen deshalb überlassen, welche dieser Zeiten 
sie anspruchsausschließend oder anspruchsmindernd berücksichtigen 
wollen. Fehlt es an einer solchen Regelung, so kann eine tatsäch­
liche Arbeitsleistung von nicht unerheblichem Umfang bei einer 
Sonderzahlung mit Mischcharakter als zusätzliche AnspruchsVoraus­
setzung über die ausdrücklich normierten AnspruchsvorausSetzungen 
hinaus nicht gefordert werden. Auch ist die Annahme eines all­
gemeinen Rechtsprinzips, wonach eine Sonderzahlung stets nach dem 
Maß der jährlichen Arbeitsleistung zu quotein sei, nicht gerecht­
fertigt (vgl. BAG Urteil vom 5. August 1992 - 10 AZR 88/90 - 
aaO) .

4. Zutreffend führt das Landesarbeitsgericht im übrigen äus, 
daß die Tarifvertragsparteien vorliegend die Frage des Einflusses 
von Fehlzeiten des Arbeitnehmers bei der Gewährung der betriebli­
chen Leistung durchaus berücksichtigt haben, indem sie in § 16 
Ziffer 4 Satz 2 EMTV insoweit auf die vom Bundesarbeitsgericht 
zur Weihnachtsgratifikation entwickelten Grundsätze verweisen. 
Dabei kann dahinstehen, ob diese Verweisung hinreichend bestimmt 
ist, um daraus Rechtsfolgen abzuleiten. Die Verweisung gilt näm­
lich ausdrücklich nur für die vom Arbeitnehmer' zu vertretenden
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Fehlzeiten. An einer krankheitsbedingten Fehlzeit trifft den Ar­
beitnehmer jedoch kein Verschulden (§ 276 BGB). Daraus folgert 
das Landesarbeitsgericht zu Recht, daß die Tarifvertragsparteien 
für krankheitsbedingte Fehlzeiten keine Einschränkung des An­
spruchs auf die betriebliche Leistung vorgesehen haben.

5. Demgegenüber greifen die Einwendungen der Beklagten nicht 
durch. Die Beklagte meint, daß auch nach der Rechtsprechung des 
Senats eine Gratifikation mit Mischcharakter der Honorierung ge­
leisteter Arbeit diene und demgemäß im Bezugszeitraum zumindest 
überhaupt eine tatsächliche Arbeitsleistung erbracht sein müsse. 
Damit unterscheidet die Beklagte jedoch nicht hinreichend deut­
lich die Zweckbestimmung einer Gratifikation mit Mischcharakter 
im Regelfälle von den jeweils in den tariflichen Bestimmungen zum 
Ausdruck kommenden Anspruchsvoraussetzungen.

Zwar trifft es zu, daß aus tariflichen Bestimmungen, nach 
denen der Anspruch auf die Gratifikation erst nach einer bestimm­
ten Dauer des Arbeitsverhältnisses entsteht, die Gratifikation im 
Eintritts- oder Austrittsjahr nur anteilig zu zahlen ist und 
Teilzeitkräfte eine ihrer geringeren Arbeitszeit entsprechende 
Gratifikation erhalten, folgt, daß die für den Betrieb im Bezugs­
zeitraum geleistete Arbeit zusätzlich anerkannt und vergütet wer­
den soll. Diese Zweckbestimmung wird im Regelfälle auch erfüllt. 
Deshalb obliegt es den Tarifvertragsparteien, wenn sie die zu ho­
norierende tatsächliche Arbeitsleistung nicht selbst zur An­
spruchsvoraussetzung machen, sondern diese an der Dauer des Ar­
beitsverhältnisses messen, die Fälle zu regeln, in denen jeweils
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eine fehlende tatsächliche Arbeitsleistung sich auf den Gratifi­
kation auswirken soll. Fehlt es an einer solchen Regelung oder 
werden krankheitsbedingte Fehlzeiten von ihr, wie vorliegend, 
nicht erfaßt, bleibt der Anspruch auf die Gratifikation bestehen 
(vgl. BAG Urteil vom 10. Februar 1993 - 10 AZR 207/91 - zur Ver­
öffentlichung in der Fachpresse vorgesehen).

6. Der Zinsanspruch, der aus §§ 288, 291 BGB folgt, war auf 
Zinsen aus dem Nettobetrag zu beschränken (BAGE 42, 244 = AP 
Nr. 2 zu § 21 TVAL II).

II. Die Beklagte trägt die Kosten der Revision nach § 97 Abs. 1 
ZPO.

Matthes
Dr

Dr. Freitag Hauck
Meyer Großmann
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